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St.Gallens Maturitätsquoten-Schwäche
In ihrem Bericht zu den Perspektiven der Mittelschule stellt die Regierung fest, die im gesamtschweizerischen Vergleich
tiefe St.Galler Maturitätsquote vermöge weder bildungspolitisch noch volkswirtschaftlich zu befriedigen.

HANS JAKOB REICH

ST. GALLEN. Mit dem Bericht über
die Perspektiven der Mittelschule
beantwortet die Regierung das
2014 vom Kantonsrat über-
wiesene Postulat «Entwicklung
der Maturitätsquote im Kanton
St. Gallen». Gemäss Bundesamt
für Statistik war die gymnasiale
Maturitätsquote im Jahr 2014 im
Kanton St. Gallen mit 14,2 Pro-
zent die tiefste aller Kantone; der
Durchschnitt aller Kantone lag
bei 20,2 Prozent. Bei der Berufs-
maturitätsquote lag der Kanton
St. Gallen mit 14,4 Prozent auf
Rang 15 (schweizerischer Durch-
schnitt 14,8 Prozent).

Eine Erklärung für die tiefe
Maturitätsquote sieht die Regie-
rung zum einen im hohen Stellen-
wert und im attraktiven und
qualitativ hochwertigen Ausbil-
dungsangebot im Rahmen der
dualen Berufsbildung. Zum an-
dern nennt sie die kulturelle
Distanz zum Gymnasium, die in
vielen Elternhäusern nach wie
vor bestehe, verbunden mit dem
vergleichsweise geringen Risiko,
die das Absolvieren einer Berufs-
lehre mit sich bringe. Wörtlich
schreibt die Regierung: «Zwar
gibt es Hinweise, dass die tiefe
Maturitätsquote durchaus mit
einem höheren Studienerfolg
einhergeht, doch besteht auch die
Gefahr, dass aufgrund der tiefen
Quote das Bildungspotenzial
nicht ausgeschöpft wird. Bereits
heute liegt der Anteil an Hoch-
qualifizierten im Kanton St. Gal-
len unter dem schweizerischen
Mittel. Weil ein Zusammenhang
zwischen Wachstum und Bildung
besteht, ist dieser Sachverhalt
längerfristig problematisch. Die
heutige Situation ist aber auch
mit Blick auf die Chancen-

gerechtigkeit junger Menschen
von Bedeutung. Ausserdem zeigt
ein Blick auf den Arbeitsmarkt,
dass in mancherlei Branchen ein
Mangel an hochqualifizierten
Arbeitnehmenden besteht.»

Wir haben Werdenberger und
Obertoggenburger Kantonsräte
gefragt, wie ihrer Meinung nach
auf die von der Regierung als un-
befriedigend bezeichnete Situa-
tion zu reagieren sei.

Gut: Quote ist zu tief

Ich teile – in Übereinstimmung
mit SP und Grünen – die Fest-
stellung der Regierung, dass wir
eine zu tiefe Maturitätsquote
haben. Wir haben in der Ost-
schweiz nachgewiesenermassen
einen Fachkräftemangel, vor al-
lem im Bereich höher qualifizier-
ter Mitarbeitender. Eine höhere
Maturitätsquote würde zu einem
höheren Anteil sehr gut Qualifi-
zierter führen. Dies gilt für die
Fachmaturität genauso wie für
die Berufs- und die gymnasiale
Maturität. Ich möchte richtig
verstanden werden: Das duale
Bildungssystem bleibt extrem
wichtig. Dass die Berufslehren
durch eine erhöhte Maturitäts-
quote stark zurückgehen, ist je-
doch nicht zu befürchten, weil
im Kanton St. Gallen höchstens

das Gymnasium Oberstufen-
schülerinnen und Oberstufen-
schüler von der praktischen Be-
rufsausbildung abhalten würde.
Bei der ebenfalls wichtigen Fach-
und Berufsmaturität wird in der
Regel eine Berufslehre voraus-
gesetzt. Somit ist die Weiter-
führung der aufgeführten Mass-
nahmen im Bereich der Organi-
sations- und Schulentwicklung
wichtig, und die vorgeschlage-
nen neuen Massnahmen sind so
rasch als möglich umzusetzen –
auch wenn sie etwas kosten!

Gerig: Nicht alarmierend

Die duale Berufsbildung hat
in den verschiedenen Regionen
der Schweiz einen unterschied-
lichen Stellenwert. So nimmt die
Berufsbildung in unserem Kan-
ton eine wichtigen Stellenwert
ein. Deswegen erachte ich die
aktuelle gymnasiale Maturitäts-
quote nicht als alarmierend. Das
bestehende Bildungsangebot im
Kanton ist gut aufgestellt und
dies für beide Bildungswege.
Somit kann auch ein Berufslehr-
absolvent noch anschliessend
eine Matura abschliessen oder
grundsätzlich jeder die verschie-
den Möglichkeiten der Weiter-
bildung wahrnehmen. Einen
Eingriff in die Maturitätsquote

und eine Erhöhung durch die
Regierung erachte ich als falsch
und gefährlich.

Tinner: Kein Handlungsbedarf

Für die FDP sieht keinen
Handlungsbedarf, die Maturitäts-
quote krampfhaft erhöhen. Vor
allem sind Massnahmen nicht
zielführend, die Anforderungen
an eine Maturaprüfung senken.
Hingegen unterstützt die FDP
eine Informationskampagne, um
den interessierten Eltern bezie-
hungsweise Jugendlichen den
Ausbildungsweg via Matura auf-
zuzeigen. Für die FDP ist das
duale Bildungssystem, das den
Weg über eine Matura oder über
die Berufsausbildung ermög-
licht, ein wesentlicher Standort-
vorteil. Deshalb wollen wir auch
Finanzierungslücken schliessen,
wenn aus- und weiterbildungs-
willige Arbeitnehmende eine
höhere berufliche Qualifikation
erreichen möchten, jedoch nicht
über die notwendigen finanziel-
len Mittel verfügen. Nötigenfalls
ist eine Anpassung des heute
geltenden Stipendiengesetzes
vorzunehmen, falls keine Praxis-
änderung möglich ist. Es bringt
demzufolge nicht viel, eine Studie
in die Wege zu leiten und Geld
auszugeben, um die im Kanton

St. Gallen tiefere Maturitätsquote
zu ergründen. Auf jeden Fall
reichen die heutigen Kanti-
standorte aus, um auch eine
leicht höhere Anzahl Kanti-
schüler zu bewältigen.

Louis: Unterschiede Stadt/Land

In meinen Augen wird die Be-
deutung der verschiedenen Ma-
turitätsquoten allgemein über-
schätzt. Der Vergleich mit ande-
ren Kantonen zeigt, dass die Aus-
sagekraft dieser Quote gering ist.
Entsprechend lehne ich auch
Massnahmen ab, die eine künst-
liche Erhöhung der (gymnasialen)
Maturitätsquote als Zielgrösse
haben. Die meisten Vorschläge
zur Erhöhung der Maturitäts-
quote wie etwa das Streichen der
Aufnahmeprüfungen zur Kan-
tonsschule würden sich wohl ne-
gativ auf die Qualität der Schulen
auswirken.

Die im Vergleich zu anderen
Kantonen tiefe Maturitätsquote
im Kanton St. Gallen halte ich
nicht für störend. Hingegen sollte
das Augenmerk stärker auf inner-
kantonale Unterschiede bei der
gymnasialen Maturitätsquote
gelegt werden, wie sie beson-
ders zwischen ländlichen Re-
gionen und Agglomeration vor-
herrschen.
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Für Bauchef Willi Haag ist das neue Planungs- und Baugesetz quasi die Krönung seiner zu Ende gehen-
den 16jährigen Regierungszeit.

Diskussion um die letzten Details
Noch ist das neue St.Galler Planungs- und Baugesetz nicht bis ins letzte Detail zu Ende beraten. Am Montag fanden die Kompromisse
im Kantonsrat zwar Zustimmung, doch heute Dienstag stehen weitere Debatten an.

RENÉ HORNUNG

ST. GALLEN. Im Februar hatte sich
der St. Galler Kantonsrat zwei
Tage lang Zeit für die Debatten
über das neue Planungs- und
Baugesetz genommen. Einige
Punkte waren derart umstritten,
dass sie die vorberatende Kom-
mission nochmals behandeln
musste. Kompromisse waren
insbesondere in den Fragen des
Kaufrechts der Gemeinden und
der Anbauten nötig. Es wurde
nämlich klar, dass diese Punkte
möglicherweise zu einem Refe-
rendum führen würden. Am
Montag hatte das Parlament des-
halb einzelne Artikel in erster
Lesung nochmals zu behandeln.
Dabei zeigte sich: Jetzt waren
fast alle mit dem «austarierten
Kompromiss» – so die Worte von
Jörg Frei (CVP, Eschenbach) – zu-
frieden.

Änderungen unerwünscht

Zwar versuchte Marianne
Steiner (SVP, Kaltbrunn) die Be-
stimmungen zu den Sondernut-
zungsplänen nochmals abzuän-
dern, um möglichst viel Kultur-
land zu schützen, doch ihr kurz-
fristig eingereichter Antrag fand
ausserhalb der eigenen Fraktion
nur vereinzelt Zustimmung und
scheiterte.

Beim Kaufrecht der Gemein-
den machte SVP-Sprecher Karl
Güntzel (St. Gallen) klar, dass sei-
ne Fraktion dieses Recht immer
noch als eigentliche Enteignung

sehe. Das widerspreche der Ei-
gentumsfreiheit. Weil aber das
Parlament im Februar sich im
Grundsatz klar für dieses Instru-
ment ausgesprochen habe, stim-
me man dem Kompromiss nun
zu. Allerdings nur dann, wenn
das Gesetz nicht noch weiter ab-
geändert werde.

Diese Bemerkung spielte auf
die in Aussicht stehenden Rück-
kommensanträge an, die heute
Dienstag behandelt werden. Da-

bei geht es um die Pflicht von
Einkaufszentren, auch bei Um-
bauten an Verkehrsmassnahmen
mitzuzahlen, und um die Auf-
sichtsmöglichkeiten der kanto-
nalen Denkmalpflege über die
Gemeinden.

Kauf- und Rückkaufrecht

Beim, am Montag behandel-
ten, Kaufrecht der Gemeinden
versuchte die SP die Frist von
fünf Jahren, die einem Grund-

eigentümer angesetzt werden
muss, allgemein zu fassen, ohne
die Erwähnung des Anzahl Jahre.
So könne jede Gemeinde die
Fristen selber ansetzen. Der Rat
lehnte dieses Änderung ab.

Das Kaufrecht durch die Ge-
meinde ist nun ausführlich ge-
regelt. Festgeschrieben sind eine
Wartefrist, eine Nachfrist und
ein Zeitraum der Ausübung des
Kaufs. Insgesamt kann es bis zu
15 Jahre dauern, bis eingezontes,

aber vom Eigentümer blockier-
tes Bauland wirklich auch über-
baut wird. Zudem bekommen
die Grundeigentümer ein Rück-
kaufrecht, wenn auch der Ge-
meinde die Überbauung nicht
gelingt. In einem Zusatzbericht
erklärte die Kommission die Ver-
fahrensabläufe im Detail. So soll
vor allem erreicht werden, dass
nicht noch weitere Parzellen neu
eingezont werden und damit die
Zersiedelung weitergeht. Für Re-
serveland von Industrie- und
Gewerbebetrieben gibt es dieses
Kaufrecht ausdrücklich nicht.

Umstrittene Anbauten

Der andere umstrittene Punkt
betraf die Anbauten. Hier wollte
die Kommission zuerst einen
Freipass ins Gesetz schreiben.
Im Februar wurde dann aber vor
allem aus Architektenkreisen
darauf hingewiesen, dass dies zu
unerfreulichen und konflikt-
trächtigen Situationen führen
könnte, denn im neuen Bau-
gesetz werden sowohl der grosse
Grenzabstand als auch die bis-
herige Ausnützungsziffer fallen
gelassen.

Diese Verknüpfung habe er zu
wenig genau beachtet, räumte
am Montag Karl Güntzel (SVP,
St. Gallen) ein. Jetzt war er damit
einverstanden, dass für die An-
bauten die heutige Regelung
übernommen wird: Anbauten
dürfen im Regelfall keiner
Hauptnutzung, meist einer
Wohnnutzung, dienen. Aller-

dings wisse er, dass vielerorts
nicht genau hingeschaut werde.
Das neue Gesetz kennt nicht zu-
letzt deshalb eine «erleichterte
Ausnahmebewilligung», wie der
SVP-Sprecher bemerkte. Ihr
Wortlaut: Hauptnutzungen kön-
nen «ausnahmsweise zugelassen
werden, wenn dem keine über-
wiegend privaten oder öffent-
lichen Interessen entgegenste-
hen». Diesen Zusatz hiess das
Parlament ebenfalls gut. Wichtig
sei diese Ausnahmebestimmung
beispielsweise für eine Küchen-
erweiterung, erklärte CVP-Spre-
cher Jörg Frei (Eschenbach) dem
Rat.

Ohne Diskussionen passierte
die von der Kommission auf
30 000 Franken konkret festge-
legte Grenze für Mehrwertab-
schöpfungen. Wertsteigerungen,
die darunter liegen, werden
nicht abgeschöpft. Schon im Fe-
bruar hatte sich der Rat auf die
minimale, vom Bund vorge-
schriebene, Mehrwertabgabe
von 20 Prozent festgelegt.

Zweite Lesung heute Dienstag

Mit der Klärung dieser Details
ist das Planungs- und Baugesetz
noch nicht ganz zu Ende bera-
ten. Heute Dienstag geht es in
der zweiten Lesung um die er-
wähnten Rückkommensanträge.
Am Mittwoch wird sich dann in
der Schlussabstimmung zeigen,
ob das Gesetz als Ganzes gut-
geheissen wird und ob ein Refe-
rendum dagegen ergriffen wird.
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Schluss für das
Therapiebad Wil
ST. GALLEN. Der Kantonsrat will
das Aufnahmegebäude der
Psychiatrischen Klinik Wil sanie-
ren und spricht dafür 8,5 Millio-
nen Franken. Das Gebäude A01
ist 1980 gebaut worden und ent-
spricht den heutigen Bedürfnis-
sen einer Akutpsychiatrie.
Gleichzeitig soll das Schwimm-
bad im Untergeschoss geschlos-
sen werden. Der Kanton will da-
mit Sanierungs- und Betriebs-
kosten sparen. Aus demselben
Grund wird das Therapiebad
einfach stillgelegt; ein Rückbau
ist nicht vorgesehen. Allein die
Sanierung hätte 1,3 Millionen
Franken mehr gekostet, sagte
Baudirektor Willi Haag: «Das ist
unverhältnismässig.» Inzwi-
schen haben die Nutzerinnen
und Nutzer des Bades eine Peti-
tion eingereicht, welche die
Rettung des Bades fordert. Und
im Parlament stellte die Fraktion
der SP/Grünen Antrag auf einen
Kredit von rund einer Million
Franken, mit dem das Therapie-
bad saniert werden sollte. Die
Ratsmehrheit lehnte ihn jedoch
ab. (psg)

Widmer neuer
Fraktionschef
ST. GALLEN. Die CVP-EVP-Frak-
tion wählte ihren bisherigen
Vizepräsidenten Andreas Wid-
mer einstimmig zum neuen
Fraktionspräsidenten. Nach sei-
ner Wahl in den Nationalrat hat-
te Fraktionspräsident Thomas
Ammann auf eine erneute Kan-
didatur für den Kantonsrat ver-
zichtet. Die Fraktion wählte An-
dreas Widmer, Mosnang, ein-
stimmig zu seinem Nachfolger.
Andreas Widmer ist Geschäfts-
führer des St. Galler Bauernver-
bandes und seit 16 Jahren Mit-
glied des Kantonsrates. (wo)


